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Verlässlich. Nachhaltig. 
 Innovativ.
So jedenfalls lautet der Titel des Koalitionsvertrages, der zwischen 
Bündnis 90/Die Grünen und der CDU Baden-Württemberg für die 
Jahre 2016 bis 2021 vereinbart wurde. „Wir wollen eine Gesundheits-
versorgung und Pflege, die sich am Bedarf der Menschen orientiert.“ 
Die Ersatzkassen mit Ihrem Verband ziehen mit.

I
m Koalitionsvertrag der grün-schwar-
zen Landesregierung wurden die Ziel-
setzungen für die nächsten fünf Jah-
re schriftlich festgehalten. Das für den 

Verband der Ersatzkassen (vdek) und sei-
ne Mitgliedskassen fachlich zuständige 
Ministerium ist das „Ministerium für So-
ziales und Integration“. Die Bezeichnung 
des Ministeriums kommt nun kompak-
ter daher als zuvor, verzichtet aber nach 
wie vor darauf, den Begriff „Gesund-
heit“ im Titel zu führen. Der neue Res-
sortchef Manne Lucha MdL Bündnis 90/ 
Die Grünen ist für die Ersatzkassen und 
ihren Verband (vdek) kein Unbekannter, 
hat man doch unter anderem in der En-
quetekommission „Pflege in Baden-Würt-
temberg – zukunftsorientiert und gene-
rationengerecht gestalten“ oder beim 
Krankenpflegehilfegesetz konstruktiv 
zusammengearbeitet. Aufeinandertref-
fen gab es bei diversen Podiumsdiskus-
sionen, etwa beim 4. Expertenkongress 
Pflege. Dies gilt im Übrigen auch für die 
Grünen-Abgeordnete Bärbl Mielich MdL, 
welche zur Staatssekretärin im Ministeri-
um für Soziales und Integration berufen 

wurde. Zuletzt lagen die Anknüpfungs-
punkte bei den kommunalen Gesund-
heitskonferenzen, den Physiotherapeu-
ten oder den Hebammen. Zuvor hatte sie 
die Position der gesundheitspolitischen 
Sprecherin von Bündnis 90/Die Grünen 
inne und war Vorsitzende im Sozialaus-
schuss Baden-Württemberg. Sozialpoli-
tischer Sprecher von Bündnis 90/Die Grü-
nen ist jetzt Thomas Poreski, MdL. Bei der 
CDU bleibt Stefan Teufel, MdL, sozialpo-
litischer Sprecher seiner Partei, ebenso 
Rainer Hinderer, MdL für die SPD. Auch 
bei der FDP setzt man weiterhin auf die 
Erfahrung von Jochen Haußmann, MdL. 
Auch er bleibt sozialpolitischer Sprecher 
seiner Partei.

Der Koalitionsvertrag

Im Koalitionsvertrag finden sich Begriff-
lichkeiten wie „Gutes Leben im Alter“, 
so soll die Pflege hochwertig sicherge-
stellt werden. Selbstbestimmt leben, zu 
Hause wohnen und die ambulante Pfle-
ge ausbauen, sind weitere Stichworte. Mit 
Selbstverantwortlichkeit, Eigeninitiative 
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Das B 52-Krankenkassenbündnis im 
Südwesten hat ein Faktenpapier er-
stellt, welches anhand objektiver Da-
ten und Fakten einen Beitrag zur 
Weiterentwicklung der vertragsärzt-
lichen Versorgung in Baden-Würt-
temberg leisten soll. Ein besonderer 
Schwerpunkt liegt dabei auf der Um-
setzung des GKV-Versorgungsstär-
kungsgesetzes sowie dessen Auswir-
kungen auf die Versorgungssituation 
in Baden-Württemberg. Im Ergebnis 
zeigt sich, dass Baden-Württemberg 
über eine gute ambulante Versorgung 
verfügt – allerdings nicht mehr über-
all, weil sich die Ärzte aus verschie-
denen Gründen unterschiedlich ver-
teilen. Wir haben also keinen Mangel 
an niedergelassenen Ärzten, wir ha-
ben ein Verteilungsproblem im Sinne 
einer gleichmäßigen Flächendeckung 
im Land. Das Faktenpapier kann un-
ter http://www.vdek.com/LVen/BAW/
Presse/veroeffentlichungen.html ab-
gerufen werden.

F A K T E N P A P I E R

Vertragsärztliche 
Versorgung im 
 Südwesten
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Gesundheitsdienst soll gestärkt, die Ge-
sundheitsberufe aufgewertet werden. Die 
Komplementärmedizin soll gefördert, die 
Frauen- und Männergesundheit durch 
die geschlechtsspezifische Gesundheits-
forschung ausgebaut werden. Die Gestal-
tung gesunder Lebenswelten ist für die 
Landesregierung ein wichtiges Ziel. Prä-
vention und Gesundheitsförderung spie-
len dabei von der Geburt bis zum Lebens-
ende eine zentrale Rolle für die Erhaltung 
des Gesundheitszustandes und Verhin-
derung von Krankheiten. Deshalb will die 
Landesregierung die Präventionspolitik 
im Land im Rahmen des Landesausschus-
ses für Prävention und Gesundheitsför-
derung strategisch koordinieren und die 
Arbeit des Ausschusses intensiv beglei-
ten. Die Hebammen sollen weiter gestärkt 
werden. Die Sicherheit von Arzneimitteln 
und Medizinprodukten soll wirksam über-
wacht und die gesetzlichen Vorgaben ein-
gehalten werden. Die gemeindepsychia-
trische Versorgung soll auf ihren Bedarf 
zugeschnitten werden. Im Koalitionsver-
trag heißt es weiter, dass „Baden-Würt-
temberg seiner Verantwortung für die 
Investitionen in die Krankenhäuser des 
Landes gerecht wird. Die Landesregierung 
bekennt sich zur dualen Finanzierung. Die 
Krankenhausplanung soll vorangetrieben 
werden. Der Krankenhausstrukturfonds 
bietet die Möglichkeit, insgesamt 500 
Mio. Euro abzurufen. Die Landesregierung 
stellt hierbei zusätzliche Mittel für die Co-
Finanzierung zur Verfügung. Betont wird 
außerdem eine präventive, beratende und 
verantwortungsvolle Drogen- und Sucht-
politik.  

und gegenseitigen Hilfen soll das Leben 
im Quartier und im Dorf gestärkt werden. 
Nicht vernachlässigt werden soll die Be-
ratung bei Pflegebedarf, pflegende An-
gehörige sollen weiterhin unterstützt 
werden und das Ehrenamt in der Pflege 
gestärkt werden.

Zu finden sind die Themen Demenz 
und Rehabilitation, die nach dem Grund-
satz „Reha vor Pflege“ weiterhin prak-
tisch gelebt werden sollen. Rehabilitati-
onsangebote sollen noch besser vernetzt 
werden. Ein weiteres Thema des Koali-
tionsvertrages ist die Hospiz- und Palli-
ativversorgung. Weiterentwickelt wer-
den sollen gute Rahmenbedingungen für 
die Pflege mit dem Wohn-, Teilhabe- und 
Pflegegesetz.

Festgeschrieben wurde auch eine 
qualitativ hochwertige und zuverlässi-
ge sektorenübergreifende Gesundheits-
versorgung in Baden-Württemberg. Da-
bei hat sich die Koalition vorgenommen, 
Parallelstrukturen zu vermeiden. Gesetzt 
wird auf eine bedarfsgerechte ambulan-
te ärztliche Versorgung durch Allgemein- 
und Fachärzte. Die Zusammenarbeit im 
Gesundheitswesen soll weiterhin gestärkt 
werden. Im Koalitionsvertrag wird formu-
liert, dass „der morbiditätsorientierte Ri-
sikostrukturausgleich (Morbi-RSA) als op-
timaler Verteilungsschlüssel die Gelder 
dorthin fließen lassen soll, wo sie vonnö-
ten sind. Auf Bundesebene will sich die 
Landesregierung dafür einsetzen, dass 
notwendige Änderungen beim Morbi-RSA 
vorgenommen werden, um einen gerech-
ten Ausgleich zwischen den Ländern her-
beizuführen.“

Gesundheitskonferenzen

Die kommunalen Gesundheitskonfe-
renzen werden zu „regionale Gesund-
heitskonferenzen“. Ihr wird eine wichti-
ge Rolle bei der Entwicklung passender 
Versorgungskonzepte für die jeweilige 
Region eingeräumt. Zentral ist auch das 
Thema der fortschreitenden Digitalisie-
rung im Gesundheitswesen – gerade in 
ländlichen Regionen. Der öffentliche 
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Im April kamen Meldungen über ei-
nen angeblichen „Milliardenbetrug 
durch russische Pflegedienste“ auf. 
Als regionale Schwerpunkte wur-
den seinerzeit Berlin, Niedersach-
sen und Bayern ausgemacht. Doch 
wie verhält es sich in Baden-Würt-
temberg? Auch wenn die Meldungen 
vom „Milliardenbetrug“ für mich zu 
hoch gegriffen sind, müssen krimi-
nelle Machenschaften in der Pflege-
branche besser überwacht werden. 
Damit möchte ich den mit viel En-
gagement in der Häuslichen Kran-
kenpflege tätigen Akteuren nicht zu 
nahe treten. Sie dürfen nicht diesen 
pauschalen Vorwürfen ausgesetzt 
werden. Trotzdem glaube ich, dass 
die Qualität der Pflege strukturiert 
und wirksam kontrolliert werden 
muss. Hierzu brauchen wir vom Ge-
setzgeber das Recht, unangemeldete 
Prüfungen in der häuslichen Pflege 
durchführen zu dürfen. Nur so kön-
nen kriminelle Machenschaften auf-
gedeckt werden.
Die Deutsche Stiftung Patienten-
schutz spricht davon, dass organi-
sierter Betrug in der Pflege nichts 
Neues sei. Bund und Länder hätten 
bisher nicht genügend unternom-
men, um dies wirksam zu bekämp-
fen. Wir brauchen die Möglichkeit 
regelmäßiger Kontrollen, die bisher 
nur in Verdachtsfällen stattfinden. 
Zur Verfolgung von Betrugsfällen 
brauchen wir im Interesse unserer 
Versicherten polizeiliche Spezialer-
mittlungsteams und Schwerpunkt-
staatsanwaltschaften.

K O M M E N T A R

Zu wenig Kontrolle

von 
WALTER SCHELLER 
Leiter der 
vdek-Landesvertretung 
Baden-Württemberg
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Migration und Gesundheit ist Thema 
mit Minister für Soziales und Integration
Auch in diesem Jahr steht in Stuttgart eine traditionell große gesundheitspolitische Veranstaltung 
ins Haus. Rund 250 Teilnehmerinnen und Teilnehmer des baden-württembergischen Gesundheitswesens 
 werden – wie bereits in den vergangenen Jahren – auch in diesem Jahr erwartet.

D
as Thema der gesundheitspoli-
tischen Veranstaltung der Ver-
bändekooperation B 52-Baden-
Württemberg lautet dieses Mal: 

„Migration und Gesundheit – Herausforde-
rungen und Perspektiven für ein gemeinsa-
mes Handeln in Baden-Württemberg“. Be-
kanntlich bilden seit vielen Jahren der BKK 
Landesverband Süd, die IKK classic, die 
Knappschaft und der Verband der Ersatz-
kassen (vdek) diese Kooperation und sind 
die Veranstalter. Die Veranstaltung beginnt 
am 27. Juli 2016 ab 12 Uhr mit einem Come 
Together im GENO Haus in Stuttgart.

Alle Blickwinkel betrachten

An der Veranstaltung wird der Minis-
ter für Soziales und Integration, Man-
ne Lucha MdL, im Rahmen eines ausführ-
lichen Fachgesprächs teilnehmen. Den 
Einstieg in die Thematik fundieren die 
Veranstalter zunächst mit einer wissen-
schaftlichen Betrachtung durch Profes-
sor Dr. Rolf Rosenbrock. Er befasst sich 
mit der interkulturellen Öffnung und der 

Gesundheitskompetenz. Daran schließt sich 
eine praktische Betrachtung an. Dr. Gott-
fried Roller und Stefan Brockmann berich-
ten über den Anspruch und die Wirklichkeit 
der medizinischen Versorgung von Flücht-
lingen im Landkreis Reutlingen. Komplet-
tiert wird das Thema durch die ärztliche 
Sichtweise des Ärztekammerpräsidenten, 
Dr. Ulrich Clever und durch die Sichtweise 
der Geschäftsführerin der Regionaldirekti-
on Baden-Württemberg der Bundesagentur 
für Arbeit, Martina Musati. Großes Interes-
se wird aber auch die Sichtweise der un-
mittelbar Betroffenen auf sich ziehen. Die 
stellvertretende Vorsitzende des Landes-
verbands der kommunalen Migrantenver-
tretungen Baden-Württemberg, Catherine 
Mechler-Dupouey wird sich hierzu äußern.

Herausforderungen meistern

Baden-Württemberg zählt zu den Flächen-
ländern mit dem höchsten Migranten-
anteil in Deutschland. Mehr als ein Vier-
tel der hier lebenden Menschen verfügt 
über einen Migrationshintergrund. Diese 
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GENO-HAUS

Türlenstraße (Bürgerhospital)

Pragsattel A81 Ausfahrt 

S-Zuffenhausen auf B10

ARBEITSGEMEINSCHAFT B 52-VERBÄNDEKOOPERATION 

BADEN-WÜRTTEMBERG

EIN STARKER PARTNER IM LAND

ARBEITSGEMEINSCHAFT B 52-VERBÄNDEKOOPERATION 

BADEN-WÜRTTEMBERG

EINLADUNG
ZUR GESUNDHEITSPOLITISCHEN 

VERANSTALTUNG AM 27.07.2016 

IM GENO-HAUS STUTTGART

Liebe Teilnehmerin, lieber Teilnehmer,

bereits 2011 hat das Bundesamt für Migration und Flücht-

linge einen Forschungsbericht veröffentlicht, nach dem 

Migranten das öffentliche Gesundheitswesen im Vergleich 

zu Einheimischen anders nutzen. Vorsorgeleistungen und 

ambulante Pfl egedienste werden von  Migranten unter-

durchschnittlich oft in Anspruch  genommen. Gleichzeitig 

sind ausländische Erwerbstätige häufi ger von Arbeits-

unfällen und Arbeitsunfähigkeit betroffen.

Demgegenüber stehen so genannte protektive Wande-

rungsfaktoren, das heißt, dass in unsere Gesellschaft 

zugewanderte Menschen in der Regel zunächst ein 

günstigeres Ernährungs- und Risikoverhalten beibehal-

ten, dass sie vielfach über größere soziale Netzwerke 

verfügen und dass bei ihnen oft ein höherer familiärer 

Zusammenhalt besteht.

Zudem gibt es nicht wenige Stimmen, die sich von der 

Zuwanderung Impulse zur Bekämpfung des Fachkräfte-

mangels, der auch und insbesondere die Pfl egeberufe 

betrifft, erhoffen.

Vor diesem Hintergrund wollen wir mit renommierten 

Experten und mit Ihnen diskutieren, vor welche neuen 

und zusätzlichen Herausforderungen die zunehmende 

Zuwanderung unser Gesundheitswesen stellt, aber auch 

erörtern, welche Chancen daraus resultieren können.

Wir freuen uns auf Ihr Kommen!

Anfahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

Linien 44, U5, U6, U7, U12 und U15 bis Haltestelle 

Türlenstraße (Bürgerhospital).

Anfahrt mit dem Auto 

Das GENO-Haus liegt direkt an der B27 (Heilbronner 

Straße). Parkmöglichkeiten in der GENO-Haus-Tiefgarage.

Mehr Informationen zur Veranstaltung und zur 

 Anmeldung erhalten Sie bei der Geschäftsstelle 

der B 52-Verbändekooperation Baden- Württemberg 

 unter Telefon 07154 1316-340 oder E-Mail 

geschaefts stelle@arge-b52.de.

GENO-HAUS Heilbronner Straße 41

70191 Stuttgart | www.geno-haus.de 

GESUNDHEITSPOLITISCHE  

VERANSTALTUNG AM 27.07.2016  

IM GENO-HAUS STUTTGART

PROGRAMM

MIGRATION UND 
 GESUNDHEIT –  

HERAUSFORDERUNGEN 

UND  PERSPEKTIVEN 
FÜR EIN GEMEINSAMES 

HANDELN IN BADEN-
WÜRTTEMBERG KURZSTATEMENTS

>  Dr. Ulrich Clever 
Präsident der Ärztekammer 

Baden-Württemberg
>  Martina Musati 

Geschäftsführerin der Regionaldirektion Baden-

Württemberg der Bundesagentur für Arbeit

>  Catherine Mechler-Dupouey 

Stellvertretende Vorsitzende des Landesverbands 

der kommunalen Migrantenvertretungen Baden-

Württemberg
IM DIALOG MIT DER POLITIK

>  Fachgespräch mit Manfred Lucha MdL 

Minister für Soziales und Integration 

Baden-WürttembergRESÜMEE>  Konrad Ehing B 52-Verbändekooperation Baden-Württemberg

AUSKLANG 
Moderation>  Dr. Florian Staeck 
Ärztezeitung

12.00 UhrCOME TOGETHER / IMBISS
13.00 UhrBEGRÜSSUNG 

>  Walter Scheller 
B 52-Verbändekooperation Baden-Württemberg

INTERKULTURELLE ÖFFNUNG 

UND GESUNDHEITSKOMPETENZ. 

ZWEI WEGE – EIN ZIEL 

>  Prof. Dr. Rolf Rosenbrock 

Vorsitzender des Paritätischen Wohlfahrts-

verbandes – Gesamtverband e. V.
MEDIZINISCHE VERSORGUNG 

VON FLÜCHTLINGEN – 

ANSPRUCH UND WIRKLICHKEIT

>  Dr. Gottfried Roller 
Leiter des Gesundheitsamtes Reutlingen

>   Stefan Brockmann 
Leiter Gesundheitsschutz,  

Gesundheitsamt Reutlingen
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Anfahrt mit dem Auto 

Das GENO-Haus liegt direkt an der B27 (Heilbronner 

Straße). Parkmöglichkeiten in der GENO-Haus-Tiefgarage.

Mehr Informationen zur Veranstaltung und zur 

 Anmeldung erhalten Sie bei der Geschäftsstelle 

der B 52-Verbändekooperation Baden- Württemberg 

 unter Telefon 07154 1316-340 oder E-Mail 

geschaefts stelle@arge-b52.de.

GENO-HAUS Heilbronner Straße 41

70191 Stuttgart | www.geno-haus.de 
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MANNE LUCHA, Minister für Soziales und Integration
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Menschen bereichern unser Land in vieler-
lei Hinsicht. Gleichzeitig stellen sie die Ge-
sellschaft wie das Gesundheitswesen vor 
die Herausforderung, ihren Bedürfnissen 
und berechtigten Interessen angemessen 
Rechnung zu tragen. Im Gesundheitsbe-
reich und in der Pflege begegnen sich Men-
schen in sehr sensiblen Bereichen. Es geht 
um die Beachtung ganz persönlicher Gren-
zen, eine unterschiedliche Artikulation von 
Empfindungen, ungleiche Schmerzerfah-
rungen oder verschiedenartige Erwartun-
gen hinsichtlich der eigenen Intimsphäre. 
Deshalb ist es wichtig, in allen Bereichen 
des Gesundheitswesens ein Bewusstsein 
für eine kultursensible Versorgung zu 
schaffen. Gleichzeitig bieten der wachsen-
de Fachkräftebedarf und die besonderen 
Bedürfnisse von Menschen mit Migrations-
hintergrund auch neue Berufschancen. Wie 
es vor diesem Hintergrund gelingen kann, 
die integrativen Fähigkeiten unseres Ge-
sundheitswesens zu stärken, wird der Ver-
anstalter, die B 52-Verbändekooperation 
Baden-Württemberg, am 27. Juli 2016 im 
GENO Haus in Stuttgart mit ausgewiese-
nen Experten diskutieren.

Interessierte können sich gerne unter 
geschaeftsstelle@arge-b52.de anmel-
den.  
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Gelebte Prävention und 
Gesundheitsförderung verstetigen
Das Krankenkassenbündnis im Südwesten hat bisher 22 engagierte Kommunen im 
Land ausgezeichnet. Auch für das Jahr 2016 wird der Förderpreis „Gesunde Kommune“ 
erneut ausgelobt – dies geschieht bereits zum vierten Mal.

A
uch ohne das jetzt beschlosse-
ne und Präventionsgesetz ha-
ben sich die Krankenkassen 
des BKK Landesverbands Süd, 

der IKK classic, der Knappschaft und des 
Verbands der Ersatzkassen (vdek) bereits 
seit vielen Jahren zur qualitätsgesicher-
ten Prävention und Gesundheitsförde-
rung nachweislich bekannt. Entscheidend 
ist der zweite Schritt mit den Partnern im 
Setting: Umgesetzte Prävention und Ge-
sundheitsförderung vor Ort sind bes-
ser als Paragrafenlyrik. Die dort bisher 
durchgeführten Lebensweltenansätze, 
sogenannte Setting-Ansätze nach § 20 
SGB V in den Kommunen werden mit je-
weils 5.200 Euro Siegprämie honoriert. 
22 Kommunen wurden von den Kranken-
kassen bereits ausgezeichnet. In Baden-
Württemberg wird mit der Landesrah-
menvereinbarung Prävention und dem 
Landesauschuss für Prävention und Ge-
sundheitsförderung im Nachgang eine In-
stitutionalisierung eingesteuert, weil sich 
weitere Akteure bisher stark zurückgehal-
ten haben.

Die Preisträger

Am 16. Dezember 2015 hatte sich die 
Sichtungskommission, vertreten durch 
das Landesgesundheitsamt, den Städte-
tag Baden-Württemberg, den Gemein-
detag Baden-Württemberg sowie durch 
Vertreter der Auslober, intensiv bera-
ten und auf vier Preisträger für das Jahr 
2015 verständigt. Von insgesamt acht Be-
werbungen konnten die Gemeinden Ai-
tern im Landkreis Lörrach mit ihrem Pro-
jekt „Fit und genussvoll im Alter“ und die 

Gemeinde Aidlingen im Landkreis Böblin-
gen mit ihrem Projekt „Gesund aktiv le-
ben in Aidlingen – auch im Alter“, die von 
der Jury gesetzten, strengen Bewertungs-
kriterien erfüllen. Dies gelang außerdem 
der Gemeinde Rangendingen im Zoller-
nalbkreis mit ihrem Projekt „Bewegung 
mit Köpfchen“ und der Gemeinde Hülben 
im Landkreis Reutlingen mit ihrem Pro-
jekt „Gesunde Gemeinde Hülben“. Zent-
rales Anliegen des Krankenkassenbünd-
nisses im Südwesten ist es dabei immer, 
die Gesundheit der Menschen zu fördern 
und zu erhalten.

Bewertungskriterien

Bei der Bewertung werden u. a. die Qua-
lität und die Quantität der Angebote, der 
Aktionen oder der Maßnahmen in Augen-
schein genommen, außerdem die Akzep-
tanz der Programme in der Bevölkerung. 
Weitere Kriterien sind etwa die Veran-
kerung der Projekte und Maßnahmen in 

feste Arbeitsstrukturen und Netzwerke, 
die strategische Ausrichtung, aber auch 
die Nachhaltigkeit und der offenkundige 
Setting-Ansatz. Das Krankenkassenbünd-
nis im Südwesten, die B 52-Verbändeko-
operation Baden-Württemberg, verfolgt 
mit dem Förderpreis ihr zentrales präven-
tives Anliegen, nämlich die Gesundheit 
der Menschen zu fördern und zu erhalten. 
Gleichzeitig soll die Gesundheitsstrategie 
des Landes Baden-Württemberg flankiert 
werden. Prävention und Gesundheitsför-
derung in der Gemeinde sollen sukzessive 
aufgebaut und optimiert werden. Erkenn-
bar sein soll eine gelebte und aktive Ver-
netzung der Akteure. Gute Beispiele der 
kommunalen Gesundheitsvorsorge sol-
len nachvollziehbar und öffentlichkeits-
wirksam herausgearbeitet und ins Land 
hinausgetragen werden. Der B 52-Ver-
bändekooperation Baden-Württemberg 
geht es darum, gut strukturierte Projekte 
in der Lebenswelt Kommune zu fördern. 
Davon versprechen wir uns auch, dass 
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dies gegebenenfalls zur Nachahmung in 
anderen Gemeinden motiviert bzw. Im-
pulse für ähnliche Projekte gibt.

Vorbildliches Engagement wird belohnt

Deshalb ist es für das Krankenkassen-
bündnis im Südwesten gut investier-
tes Geld, wenn es vorbildliches Engage-
ment, welches einen Multiplikator-Effekt 
erzeugen kann, finanziell belohnt. Auch 
gesundheitspolitische Akzente der ganz 
besonderen Art sollen lokalisiert und ho-
noriert werden.

Die Sichtungskommission hält sich 
dabei an das Setting „Gesunde Kommu-
ne“, welches sich aus dem GKV-Leitfa-
den Prävention nach § 20 SGB V ergibt. 
Erkennbar werden soll auch die Einbet-
tung in eine Gesamtkonzeption mit einer 
erkennbaren Zukunftsvision für eine ge-
sunde Lebenswelt der Mitbürgerinnen 
und Mitbürger einer Gemeinde. Mit der 
Forderung nach Nachhaltigkeit sollen 
die Präventionsmaßnahmen darüber hi-
naus viele Jahre Bestand haben. Im Rah-
men des Punktevergabesystems durch 
die Sichtungskommission werden krea-
tive Projekte ganz besonders gewichtet. 
Nach der Sichtungskommission entschei-
det anschließend eine Jury über die Preis-
vergabe. Das Preisgeld beträgt 5.200 Euro.

Kommunen und Krankenkassen 
im Schulterschluss

Im Schulterschluss mit der Präsidentin 
des Städtetages, Barbara Bosch, und des 
Präsidenten des Gemeindetages, Roger 
Kehle, die seit 2013 die Schirmherrschaft 
übernommen haben, weiß sich das Kran-
kenkassenbündnis im Südwesten ge-
meinsam auf dem richtigen Weg.

„Die Gesundheit eines Menschen ist 
nicht nur von individuellen Faktoren ab-
hängig, sondern wird auch maßgeblich 
durch die Lebensumstände beeinflusst. 
Bei der Gestaltung dieses Lebensumfelds 
nehmen die örtlichen Strukturen und 

damit die Kommunen in vielerlei Hinsicht 
eine besondere Rolle ein, indem sie die 
Gesundheit und Gesunderhaltung ihrer 
Bürgerinnen und Bürger fördern und ihre 
Rolle als Akteur in der Prävention und 
Gesundheitsförderung wahrnehmen. Das 
Ziel, allen Menschen ein gesundes Auf-
wachsen und Leben zu ermöglichen, ist 
dabei Leitlinie und Querschnittsziel kom-
munalpolitischer Entscheidungen und 
kommunalen Handelns. Das örtliche Um-
feld bietet dabei vielseitige Anknüpfungs-
punkte, Gesundheitsförderung mit kon-
kreten Projekten und Maßnahmen in die 
Praxis umzusetzen.“, sagt Barbara Bosch, 
Präsidentin des Städtetags.

Nicht von ungefähr gibt sich die Städ-
tetagspräsidentin gespannt und überzeugt 
zugleich: „Der B 52-Förderpreis honoriert 
in diesem Jahr bereits zum vierten Mal he-
rausragende und innovative Projekte in 
unseren Kommunen, die das Ziel haben, 
die öffentliche Gesundheit zu fördern und 
zu erhalten. Ich freue mich, auch in diesem 
Jahr die Schirmherrschaft für diesen wich-
tigen Preis übernehmen zu dürfen und bin 
gespannt auf die neuen, ideenreichen Pro-
jekte unserer Kommunen.“

Der Präsident des Gemeindetags, Ro-
ger Kehle argumentiert: „Wer wünscht es 
sich nicht, ein gesundes und langes Le-
ben? Gesundheit ist aber keine Selbst-
verständlichkeit. Jede und jeder Einzelne 
kann und muss sogar eine ganze Menge 
dafür tun, um gesund zu bleiben. Auch 
die öffentliche Gesundheitsförderung ge-
winnt weiter an Stellenwert. Im vergan-
genen Sommer verabschiedete der Bun-
destag das Präventionsgesetz, in dem 
Gesundheitsförderung und Prävention 
gesetzlich geregelt werden. Wichtig bei 
der Umsetzung dieses Gesetzes wird es 
sein, beim Lebensumfeld der Menschen, 
also in den Städten und Gemeinden, an-
zusetzen. Denn das ist der Ort, wo die 
Menschen leben und arbeiten. Die Städ-
te und Gemeinden sind die Orte der Wirk-
lichkeit, in denen Vorhaben und Ideen 
sich beweisen müssen.“

Zur Bedeutung des Förderpreises der 
B 52-Verbändekooperation meint der Ge-
meindetagspräsident: „Um so wichtiger 
ist es, dass 2016 bereits zum vierten Mal 
der Förderpreis ‚Gesunde Kommune‘ aus-
gelobt wird. Anhand der Projektbewer-
bungen, die wir allein im letzten Jahr er-
halten haben, sehen wir, wie viele Städte 
und Gemeinden sich gemeinsam mit ihren 
Bürgerinnen und Bürgern auf den Weg 
gemacht haben, um für gesunde Lebens-
welten vor Ort zu sorgen. Sie haben neue 
Ideen entwickelt und auf vielfältige Weise 
gezeigt, was in verschiedenen Lebensbe-
reichen und -abschnitten möglich ist, um 
Prävention und Gesundheitsförderung vor 
Ort zu verankern. Und all dies trotz der ak-
tuellen Flüchtlings herausforderung, die in 
unseren Kommunen viele andere Themen 
in den Hintergrund zu drängen scheint. 
Die Förderpreisträger 2015 sind gute Bei-
spiele dafür, dass gerade in kleinen Ge-
meinden kommunale Gesundheitsvor-
sorge zu einer Erfolgsgeschichte werden 
kann. Auch für 2016 wünsche ich mir viele 
Ideen und Projekte, die als Vorbilder für 
alle dienen können, die eine erfolgreiche 
Gesundheitsprävention vor Ort umsetzen 
wollen.“

Detaillierte Informationen für eine Be-
werbung finden Sie unter www.arge-b52.de

Hier können Sie auch die dafür not-
wendigen Bewerbungsunterlagen herun-
terladen.  

Diese oft zitierte Aussage hat nichts von ihrer 

Bedeutung verloren. Für die Gestaltung einer 

gesunden Lebens- und Arbeitswelt in Ihrer 
Kommune setzen wir uns mit Ihnen ein. Daher schreibt die Arbeitsgemeinschaft 

B 52-Verbändekooperation in den baden-
württembergischen Stadt- und Landkreisen 

mit einer Kommunalen Gesundheits  konferenz 

im Jahr 2016 zum vierten Mal den B 52-
Förderpreis in Höhe von 5.200 Euro aus. Nutzen Sie die Gelegenheit zur Beteiligung für 

eine aktive und gesunde Bürgergesellschaft. Wir 

 freuen uns auf einfallsreiche und mutige Projekte, 

die mit dem B 52-Förderpreis belohnt werden.

Arthur Schopenhauer

GRUSSWORT

GRUSSWORT

„GESUNDHEIT IST NICHT ALLES – ABER OHNE GESUNDHEIT IST ALLES NICHTS.“

Die Gesundheit eines Menschen ist nicht nur von indivi-

 duellen Faktoren abhängig, sondern wird auch maß-

geblich durch die Lebensumstände beeinfl usst. Bei der 

Gestaltung dieses Lebensumfelds nehmen die örtlichen 

Strukturen und damit die Kommunen in vielerlei Hinsicht 

eine besondere Rolle ein, indem sie die Gesundheit 

und Gesunderhaltung ihrer Bürger innen und Bürger fördern 

und ihre Rolle als Akteur in der Prävention und Gesund-

heitsförderung wahrnehmen. Das Ziel, allen Menschen 

ein gesundes Aufwachsen und Leben zu ermöglichen, 

ist dabei Leitlinie und Querschnittsziel kommunalpoli-

tischer Entscheidungen und kommunalen Handelns. 

Das örtliche Umfeld bietet dabei vielseitige Anknüpfungs-

punkte, Gesundheitsförderung mit konkreten Projekten 

und Maßnahmen in die Praxis umzusetzen.Der B 52-Förderpreis honoriert in diesem Jahr 

bereits zum vierten Mal herausragende und innovative 

Projekte in unseren Kommunen, die das Ziel 

haben, die öffentliche Gesundheit zu fördern und 

zu erhalten. Ich freue mich, auch in diesem Jahr 

die Schirmherrschaft für diesen wichtigen Preis 

übernehmen zu dürfen und bin gespannt auf die 

neuen, ideen reichen Projekte unserer Kommunen.

Barbara Bosch 
Präsidentin des Städtetages Baden-Württemberg

Roger KehlePräsident des Gemeindetages Baden-Württemberg

Wer wünscht es sich nicht, ein gesundes und langes 

Leben? Gesundheit ist aber keine Selbstverständlichkeit. 

Wir alle können und müssen sogar eine ganze Menge 

dafür tun, um gesund zu bleiben. Auch die öffentliche 

Gesundheitsförderung gewinnt weiter an Stellenwert. 

Im vergangenen Sommer verabschiedete der Bundestag 

das Präventionsgesetz, in dem Gesundheitsförderung 

und Prävention gesetzlich geregelt werden. Wichtig bei 

der Umsetzung dieses Gesetzes wird es sein, dort 

anzusetzen, wo die Menschen leben und arbeiten: 

in unseren Städten und Gemeinden. Um so wichtiger ist es, dass der Förderpreis „Gesunde 

Kommune“ auch 2016 wieder ausgelobt wird. Anhand 

der bisherigen Projektbewerbungen sehen wir, wie viele 

Städte und Gemeinden sich gemeinsam mit ihren 

Bürgerinnen und Bürgern auf den Weg gemacht haben, 

um für gesunde Lebenswelten vor Ort zu sorgen. 

Sie zeigen uns, was in verschiedenen Lebensbereichen 

und -abschnitten möglich ist, um Prävention und 

Gesundheitsförderung vor Ort zu verankern. Sie sind gute 

Beispiele dafür, dass gerade in kleinen Gemeinden Ge-

sundheitsvorsorge zu einer Erfolgsgeschichte werden kann. 
Auch für 2016 wünsche ich mir viele Vorbilder 

für alle, die eine erfolgreiche Gesundheits-
prävention vor Ort umsetzen wollen. 

FÖRDERPREIS 2016 GESUNDE KOMMUNE DER B 52-VERBÄNDEKOOPERATION BADEN-WÜRTTEMBERG

WAS MÜSSEN SIE TUN?

Mit dem B 52-Förderpreis sollen Städte und Gemeinden gewürdigt werden, die nachhaltig die Gesundheit ihrer Bewohnerinnen und Bewohner durch Projekte und Maßnahmen fördern und nachahmenswerte Strukturen für die Zusammen-arbeit im Ort oder auf Stadt- und Landkreisebene bereits etabliert haben oder schaffen werden. 
Füllen Sie den Fragebogen mit Angaben zu Ihrem Projekt aus. Senden Sie die Unterlagen bis zum 15. Oktober 2016 an die Geschäftsstelle der B 52-Verbändekooperation. 

Die Unterlagen fi nden Sie zum Download unter:www.arge-b52.de

Für Rückfragen steht Ihnen die Geschäftsstelle gerne zur Verfügung:
 
ArbeitsgemeinschaftB 52-VerbändekooperationBaden-Württemberg

Stuttgarter Straße 105 | 70806 KornwestheimTelefon 07154 1316-340 | Telefax 07154 1316-9340Geschaeftsstelle@arge-b52.de

Zur Arbeitsgemeinschaft B 52-Verbändekooperation 
gehören die Betriebs- und Innungskrankenkassen,  
die Ersatzkassen sowie die Knappschaft.
>  BKK Landesverband Süd mit den baden-württem bergischen Betriebskrankenkassen: 

BKK  Aesculap, Bosch BKK, Daimler BKK, BKK Freudenberg, BKK Groz-Beckert, BKK MAHLE, 
Metzinger BKK, BKK MTU Friedrichshafen, BKK Rieker. Ricosta. Weisser, BKK Scheufelen, BKK SBH, Die Schwenninger Krankenkasse, SBK, Südzucker BKK, BKK Voralb, Wieland BKK, WMF BKK und BKK Würth 

> IKK classic

> Knappschaft

>  Verband der Ersatzkassen (vdek) mit: Techniker Krankenkasse, BARMER GEK, DAK-Gesundheit, KKH – Kaufmännische Krankenkasse, HEK – Hanse atische Kranken kasse, Handelskrankenkasse (hkk)
Wir stehen für: 
>  Kundennähe
>  Regionale Vernetzung>  Moderne und innovative Gesundheitsleistungen

Rund 60 % der Bürgerinnen und Bürger in Baden-Württemberg vertrauen uns und sind  bei uns versichert.

EIN STARKER PARTNER IM LANDARBEITSGEMEINSCHAFT B 52-VERBÄNDEKOOPERATION BADEN-WÜRTTEMBERG

FÖRDERPREIS 2016 

GESUNDE KOMMUNE 

DER B 52-VERBÄNDEKOOPERATION 

BADEN-WÜRTTEMBERG

WAS MÜSSEN SIE TUN?

Mit dem B 52-Förderpreis sollen Städte und 

Gemeinden gewürdigt werden, die nachhaltig die 

Gesundheit ihrer Bewohnerinnen und Bewohner 

durch Projekte und Maßnahmen fördern und 

nachahmenswerte Strukturen für die Zusammen-

arbeit im Ort oder auf Stadt- und Landkreisebene 

bereits etabliert haben oder schaffen werden. 

Füllen Sie den Fragebogen mit Angaben zu Ihrem 

Projekt aus. Senden Sie die Unterlagen bis 

zum 15. Oktober 2016 an die Geschäftsstelle 

der B 52-Verbändekooperation. 

Die Unterlagen fi nden Sie zum Download unter:

www.arge-b52.de

Für Rückfragen steht Ihnen die Geschäftsstelle 

gerne zur Verfügung:

 
Arbeitsgemeinschaft

B 52-Verbändekooperation

Baden-Württemberg

Stuttgarter Straße 105 | 70806 Kornwestheim

Telefon 07154 1316-340 | Telefax 07154 1316-9340

Geschaeftsstelle@arge-b52.de

Zur Arbeitsgemeinschaft B 52-Verbändekooperation 

gehören die Betriebs- und Innungskrankenkassen,  

die Ersatzkassen sowie die Knappschaft.

>  BKK Landesverband Süd mit den 

baden-württem bergischen Betriebskrankenkassen: 

BKK  Aesculap, Bosch BKK, Daimler BKK, 

BKK Freudenberg, BKK Groz-Beckert, BKK MAHLE, 

Metzinger BKK, BKK MTU Friedrichshafen, 

BKK Rieker. Ricosta. Weisser, BKK Scheufelen, 

BKK SBH, Die Schwenninger Krankenkasse, 

SBK, Südzucker BKK, BKK Voralb, Wieland BKK, 

WMF BKK und BKK Würth 

> IKK classic

> Knappschaft

>  Verband der Ersatzkassen (vdek) mit: 

Techniker Krankenkasse, BARMER GEK, 

DAK-Gesundheit, KKH – Kaufmännische 

Krankenkasse, HEK – Hanse atische 

Kranken kasse, Handelskrankenkasse (hkk)

Wir stehen für: 

>  Kundennähe

>  Regionale Vernetzung

>  Moderne und innovative Gesundheitsleistungen

Rund 60 % der Bürgerinnen und Bürger in Baden-

Württemberg vertrauen uns und sind  bei uns versichert.

EIN STARKER PARTNER IM LAND

ARBEITSGEMEINSCHAFT B 52-VERBÄNDEKOOPERATION 

BADEN-WÜRTTEMBERG
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Qualitätssicherung im 
 Rettungsdienst
Im Rahmen einer Landesausschusssitzung informierten sich die Mit-
glieder am 14. Juni aus erster Hand bei Dr. Thorsten Lohs, Leiter der SQR 
Baden-Württemberg, über den Rettungsdienst. Zu einem Interview mit 
der vdek-Redaktion war er gerne bereit.

Welche Aufgaben wurden der SQR Baden-
Württemberg übertragen?
Der Landesausschuss für den Rettungs-
dienst (LARD) hat 2011 die Einrichtung 
einer landesweiten Stelle zur träger-
übergreifenden Qualitätssicherung im 
Rettungsdienst von Baden-Württem-
berg (SQR-BW) beschlossen. Diese soll-
te ein Datenmodell mit Qualitätsindika-
toren entwickeln, das es ermöglicht, die 
Qualität von Strukturen, Prozessen und 
Ergebnissen im Rettungsdienst mög-
lichst ausgewogen und umfassend ab-
zubilden. Zur Konkretisierung wurden 
sieben übergeordnete Qualitätsziele de-
finiert. Die Ergebnisse der berechneten 
Qualitätsindikatoren sollen in Form ei-
ner standardisierten Berichterstattung 
 veröffentlicht werden. Darüber hinaus 
war die Mitwirkung der SQR-BW in Gre-
mien auf Landesebene und eine regelmä-
ßige Berichterstattung an den LARD vor-
gesehen.

Welche Schwierigkeiten bzw. Herausfor-
derungen mussten überwunden bzw. müs-
sen angegangen werden?
Zunächst stand der personelle und or-
ganisatorische Aufbau der SQR-BW im 
Vordergrund, wobei man sich zwar an 
ähnlichen Einrichtungen aus anderen 
Bereichen des Gesundheitswesens ori-
entieren konnte, letztlich aber kein kon-
kretes Vorbild für das Thema Rettungs-
dienst hatte. Anschließend wurde, unter 
Einbeziehung von Fachexperten aller 
Professionen, die im Rettungsdienst re-
levant sind mit der Entwicklung von ge-
eigneten Qualitätsindikatoren begonnen. 

Dies war echte Entwicklungsarbeit, da es 
bis zu diesem Zeitpunkt nur wenige ge-
eignete Indikatoren gab, auf die wir zu-
rückgreifen konnten. Parallel dazu 
wurden die Formate und Inhalte der be-
nötigten Daten quellen, also in erster Li-
nie die der Leitstellen und der notärzt-
lichen Dokumentation, analysiert und 
Datensatzbeschreibungen erstellt. Die-
se sind erforderlich, um einerseits eine 
Vergleichbarkeit zu ermöglichen und an-
dererseits die Datenqualität zu erhöhen. 
Für die landesweite Qualitätssicherung 
müssen alle Leitstellen in Baden-Würt-
temberg bereit und in der Lage sein, ihre 
Daten nach den so definierten Vorgaben 
zu liefern. Da dies aktuell noch nicht der 
Fall ist, können einige Qualitätsindikato-
ren leider nur für einen Teil des Landes 
berechnet werden. Sehr viel besser sieht 
es bei den Notarztdaten aus, von denen 
wir bereits ca. 90 Prozent in unsere Be-
rechnungen einschließen können.

Welche Entwicklungspotenziale sehen 
Sie für die Zukunft für die Stelle zur trä-
gerübergreifenden Qualitätssicherung im 
Rettungsdienst Baden-Württemberg?
Das Aufgabenspektrum und die Anforde-
rungen an die SQR-BW haben sich seit 
unserer Einrichtung bereits stetig erwei-
tert. So wird seit Dezember 2015 im Ret-
tungsdienstgesetz erstmals neben der 
Hilfsfrist auch die Einbeziehung aller 
Teilprozesse der gesamten Rettungsket-
te bei der Planung des Rettungsdienstes 
gefordert, und in diesem Zusammenhang 
erfolgen Datenanalyse und Unterstüt-
zung durch die SQR-BW. Mittelfristig soll 

davon unabhängig auch die Berechnung 
der Hilfsfrist zentral durch die SQR-BW 
durchgeführt werden.

Inwieweit hat Ihre Tätigkeit bereits Aus-
wirkungen auf Ihre praktische Arbeit. Was 
hat sich verändert?
Die Fortschritte bei der Gewinnung aus-
sagefähiger und belastbarer Daten haben 
dazu beigetragen, die Verantwortlichen 
im Rettungsdienst von Baden-Württem-
berg von der Sinnhaftigkeit dieses An-
satzes zur Qualitätssicherung und Quali-
tätsverbesserung zu überzeugen. Ebenso 
wurde erkannt, dass die Hilfsfrist alleine 
mehr eine Planungsgröße als ein Quali-
tätsindikator ist und auch nach dem Ein-
treffen des Rettungsdienstes vor Ort so-
wohl Zeit als auch Qualität untersucht 
und bei der Planung berücksichtigt wer-
den müssen. Letztlich geht es ja – aus 
Sicht des betroffenen Patienten – nicht 
nur darum, dass die Hilfe schnell da ist, 
sondern natürlich auch um die Qualität 
der dann erfolgenden Erst- und Weiter-
versorgung. Im Hinblick auf das Qualitäts-
sicherungsverfahren selbst, verzeichnen 
wir eine zunehmend bessere Daten- und 
Dokumentationsqualität – was für die an-
gesprochene Belastbarkeit der Daten von 
essenzieller Bedeutung ist.  

DR. TORSTEN LOHS, Leiter SQR Baden-Württemberg
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G E B U R T S H I L F E

Zu hohe Kaiserschnittrate im Land
Bei den Bad Boller Hebammentagen am 17. April 2016 warb der Verband der Ersatzkassen in 
Baden-Württemberg (vdek) vor über 100 Hebammen für die Stärkung der natürlichen Geburt und 
ging hier mit dem Hebammenverband und seinen Mitgliedern konform.

D
ie Kaiserschnittrate ist  in 
Deutschland derzeit etwa dop-
pelt so hoch wie es die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) 

für notwendig erachtet. Der moderne 
Medizinbetrieb sollte das Vertrauen in 
eine natürliche Geburt stärken und nicht 
schwächen, zumal Studien zufolge Kai-
serschnittgeborene später anfälliger für 
bestimmte Erkrankungen sind. Für den 
Verband der Ersatzkassen (vdek) ist es 
außerdem nicht mehr zeitgemäß, Frau-
en ab 35 Jahren kategorisch als Risiko-
schwangere zu behandeln. In Baden-
Württemberg hat fast jedes vierte Baby 
eine Mutter, die bereits 35 oder älter ist.

Frank Winkler vom Verband der Er-
satzkassen (vdek): „Das Thema beschäf-
tigt die Krankenkassen schon seit vielen 
Jahren. Wir haben in der Vergangenheit 
auch im Zuge von Kampagnen immer wie-
der informiert und auf die derzeitige Si-
tuation hingewiesen. Der hohe Anteil der 
Kaiserschnitte muss unserer Meinung 
nach gesenkt werden.“

Das Problem ist der Blick auf die 
Schwangerschaft als ein risikobehaftetes 
Ereignis. Ärzte etwa achteten vor allem 
auf mögliche Gefahren. Viele Frauen be-
kommen dadurch Angst und verlieren das 
Vertrauen in ihre Körperkompetenz. Heb-
ammen hingegen setzen bei den Ressour-
cen der Schwangeren an und konzentrie-
ren sich auf deren Kompetenzen. Denn nur 
etwa 15 der über 30 Prozent der Kaiser-
schnitte seien medizinisch notwendig.

Die Kliniken in Baden-Württemberg 
rechnen ihre Kaiserschnitt-Geburten im-
mer häufiger als ungeplante Operationen 
ab. Im Jahr 2009 waren von 100 Kaiser-
schnitten 52 ungeplant, fünf Jahre später 
bereits 57. Dies entspricht einer Zunahme 
von fast zehn Prozent. War 2005 bis 2008 
das Verhältnis noch recht ausgeglichen, 
veränderte sich die Situation seit 2009 er-
heblich zugunsten der ungeplanten Kai-
serschnitte.

In diesem Zeitraum fiel im Übrigen 
auch, dass Kliniken für einen ungeplan-
ten Kaiserschnitt mehr abrechnen können 

als für einen geplanten Kaiserschnitt. Ak-
tuell erhalten die Kliniken in Baden-Würt-
temberg ca. 3.250 Euro für eine ungeplante 
Kaiserschnittgeburt ohne komplizierte Di-
agnosen. Für eine vergleichbare geplan-
te Operation dagegen nur 2.750 Euro. Der 
ökonomische Anreiz scheint offensichtlich 
für die Zunahme der ungeplanten Kaiser-
schnitte mit verantwortlich zu sein. Das 
wissenschaftliche Institut für Nutzen und 
Effizienz im Gesundheitswesen der TK hat 
hierzu für die gesamte gesetzliche Kran-
kenversicherung errechnet, dass dadurch 
in Deutschland für den Zeitraum 2010 bis 
2014 zusätzliche Ausgaben in Höhe von 
31,5 Millionen Euro entstanden sind. Die 
Zahlen sind ein weiteres Anzeichen dafür, 
dass nicht nur medizinische Gründe eine 
Rolle spielen, ob ein Kind auf natürlichem 
Weg das Licht der Welt erblickt oder über 
eine Operation. Wie erklärt sich beispiels-
weise die Kaiserschnittquote in Dresden 
mit 17 Prozent und in Landau in der Pfalz 
mit 51 Prozent? In Baden-Württemberg 
sind es aktuell 32,3 Prozent.  

BÄRBL MIELICH MDL IST JETZT STAATSSEKRETÄRIN IM MINISTERIUM FÜR SOZIALES UND INTEGRATION. UNSER FOTO ZEIGT DIE DISKUTANTEN DES PODIUMS (VON 
L. N. R.): Dr. Christiane Schwarz, Hebamme/Gesundheitswissenschaftlerin, MSc, Jutta Eichenauer, Vorsitzende des Hebammenverbands Baden-Württemberg, Dr. Ulrich 
Clever, Präsident der Landesärztekammer Baden-Württemberg, Bärbl Mielich MdL, B‘90/Die Grünen, Dr. Irmgard Ehlers, Evangelische Akademie Bad Boll, Monika Findeis, 
Leitung Fundraising und Recherche, Mother Hood, Frank Winkler, Verband der Ersatzkassen (vdek), Ulrike Hauffe, Bremer Landesbeauftragte für Frauen.
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Das Gesundheitswesen hat einerseits 
hohe Bedeutung für die Bürger und 
Patienten, andererseits ist es ein zu-
nehmend bedeutsamer Wirtschafts-
faktor. Häufigere Reformen und viel-
fältige Berichterstattung lassen den 
Eindruck entstehen, dass eine ratio-
nale Steuerung der gesundheitlichen 
Versorgung kaum noch gelingen kann. 
Die Autoren des Buches machen die 
zentralen Mechanismen des Gesund-
heitssystems transparent und stellen 
ein Handwerkszeug für das Verständ-
nis des Funktionierens der Gesund-
heitsversorgung vor.

M. Lüngen, G. Büscher 
Gesundheitsökonomie 
180 S., 35 € 
W. Kohlhammer Verlag Stuttgart

Das Buch gibt einen umfassenden 
Überblick über Möglichkeiten, For-
schungsergebnisse und anwendba-
re Präventionsmaßnahmen für Klinik 
und Praxis aus interprofessionell kli-
nischer, psychologischer, betriebs-
wirtschaftlicher, technischer sowie 
juristischer Perspektive. Es empfiehlt 
sich ausdrücklich als Lehrbuch. Der 
Leser erhält anhand von interdiszip-
linären Theorie- und Denkansätzen, 
Anwendungsbeispielen, Checklisten 
und anderen Instrumenten Hilfestel-
lung bei der Implementierung von 
Patientensicherheitsstrategien in 
den Versorgungsalltag.

P. Gausmann, M. Henninger, 
J. Koppenberg 
Patientensicherheits-
management 
590 S., 99,95 € 
Degruyter-Verlag Berlin/Boston

Der Autor zitiert: Die Krankenhäuser 
missraten immer mehr zu Beitrags-
gräbern. Die Kassen müssen für Vie-
les zu viel bezahlen. Die Ärzte mei-
nen, die Gesundheitspolitik werde 
auf ihrem Rücken ausgetragen. Sind 
das die Zustände im deutschen Ge-
sundheitswesen 2016? Es sind Zi-
tate aus einem Artikel aus dem Jahr 
1980. Zehn Bundesminister haben 
seitdem Reformen verantwortet. Es 
bleibt der Eindruck: „Wie schnell ist 
wieder nichts passiert!“ Der Autor, 
Andreas Meusch, geht dieser Frage 
nach. Die 16 hier gesammelten Es-
says beschreiben einen hektischen 
Stillstand. Sie reflektieren die Sozi-
al- und Gesundheitspolitik Deutsch-
lands im internationalen Kontext 
und verbinden dies mit Themen 
aus der praktischen Gestaltung des 
deutschen Gesundheitssystems.

A. Meusch 
Wie schnell ist wieder nichts 
passiert 
166 S., 12,90 € 
Meusch-Verlag

B Ü C H E R

Gesundheits-
ökonomie

B Ü C H E R

Sozialpolitik

Patientensicher-
heitsmanagement

Am 1. Juli 2016 konnte Barbara 
Schmelter, Referentin im Referat 
ambulante Versorgung der vdek-
Landesvertretung Baden-Württem-
berg, ihr 25jähriges Dienstjubiläum 
feiern. Das Team des Ersatzkassen-
verbands gratuliert auf das Herz-
lichste und freut sich auf eine wei-
terhin kollegiale und konstruktive 
Zusammenarbeit.

I N  E I G E N E R  S A C H E

Seit 25 Jahren 
im Dienst der gesetz-
lichen Kranken-
versicherung
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Wie viel Geld wird in Deutsch-
land für Gesundheit ausge-
geben? Wie lange liegen Pa-

tienten im Schnitt in den einzelnen 
Bundesländern im Krankenhaus? Und 
wie haben sich die Werte im Vergleich 
zum Vorjahr verändert? Antworten auf 
diese und weitere Fragen finden sich in 
den neu erschienenen „vdek-Basisdaten 
des Gesundheitswesens 2015/2016“, die 
zum 20. Mal veröffentlicht wurden. Die 
Broschüre gibt dem Leser einen sehr gu-
ten Überblick über bevölkerungs- und 
versichertenbezogene Kennzahlen, Fi-
nanz- und Strukturdaten der verschiede-
nen Versorgungsbereiche der Gesetzli-
chen Krankenversicherung bundesweit. 
Angaben zum demografischen Wandel 
und zur Bevölkerung ergänzen die Daten 
zum Gesundheitswesen. Die Printausga-
be kann unter lv-baden-wuerttemberg@
vdek.com bestellt werden.

V D E K - B A S I S D A T E N

Weil es um Fakten 
geht
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81,2 Mio.
Einwohner

1,1 %
Durchschnittlicher 
Zusatzbeitragssatz

53,6 Mio.
Mitglieder

17,2 Mio.
Familienversicherte

36,8 Mio.
AKV Mitglieder

31,1 Mio.
Pflichtmitglieder

5,7 Mio.
Freiwillige Mitglieder

16,7 Mio.
KVdR Mitglieder

53,0 Mio.
AKV Versicherte

17,7 Mio.
KVdR Versicherte

2,9 Mio.
Freiwillige Mitglieder 
mit Anspruch auf Krankengeld 
nach Ablauf von 6 Wochen

123
Kassen

14,6 %
Beitragssatz-KV

204,2 Mrd. EUR
GKV-Einnahmen

205,5 Mrd. EUR
GKV-Ausgaben

314,9 Mrd. EUR
Gesundheitsausgaben

6,7 %
Anteil der GKV-Ausgaben 
am BIP

30,7 Mio.
Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte

86,6 %
Marktanteil der GKV

50.850,00 EUR
Beitragsbemessungsgrenze 56.250,00 EUR

Versicherungspflichtgrenze

714.927
Geburten

868.356
Sterbefälle

70,7 Mio.
Versicherte

199,6 Mrd. EUR
Zuweisungen aus 
Gesundheitsfonds

2015 / 2016
vdek-Basisdaten des
Gesundheitswesens


